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Verordnung der Bundesministerin für Nachhaltigkeit und Tourismus, mit der die 

Altfahrzeugeverordnung geändert wird (Altfahrzeugeverordnung Novelle 2018) 
 

Vereinfachte wirkungsorientierte Folgenabschätzung 
 

Einbringende Stelle: Bundesministerium für Nachhaltigkeit und Tourismus 

Vorhabensart: Verordnung 

Laufendes Finanzjahr: 2018 

Inkrafttreten/ 

Wirksamwerden: 

2018 

Vorblatt 
 

Problemanalyse 

Die Altfahrzeugeverordnung, BGBl. II Nr. 407/2002, regelt in Umsetzung der Richtlinie 2000/53/EG 

über Altfahrzeuge auch Schadstoffbeschränkungen für Werkstoffe und Bauteile von Fahrzeugen. Zu 

diesen Schadstoffbeschränkungen ist eine Anlage mit noch zulässigen Verwendungen erarbeitet worden, 

die nun durch die Richtlinie (EU) 2017/2096 der Kommission geändert wurde. Diese Anlage soll in das 

österreichische Recht übernommen werden. 
 

Ziel(e) 

- EU-Konformität hinsichtlich der Ausnahmen von den  Stoffverboten 

- Verhinderung von Wettbewerbsverzerrungen 
 

Inhalt 

Das Vorhaben umfasst hauptsächlich folgende Maßnahme(n): 

- Übernahme der harmonisierten Liste der Ausnahmen vom Schwermetallverbot in der 

Fahrzeugherstellung 
 

Beitrag zu Wirkungsziel oder Maßnahme im Bundesvoranschlag 
 

Das Vorhaben trägt zur Maßnahme "Forcierung der Abfallvermeidung" für das Wirkungsziel 

"Nachhaltige Nutzung von Ressourcen und Sekundärrohstoffen, Entkoppelung des Anteils an zu 

beseitigenden Abfällen vom Wirtschaftswachstum" der Untergliederung 43 Umwelt im 

Bundesvoranschlag des Jahres 2018 bei. 
 

Aus der gegenständlichen Maßnahme ergeben sich keine finanziellen Auswirkungen auf den Bund, die 

Länder, die Gemeinden oder auf die Sozialversicherungsträger 
 

Anmerkungen zu sonstigen, nicht wesentlichen Auswirkungen: 

Durch weniger Ausnahmen von den Schwermetallverboten bei der Fahrzeugeherstellung ist mit einer 

qualitativen Abfallvermeidung (weniger gefährliche Abfälle) zu rechnen. Der Unterschied zu bisher 

geltenden Ausnahmeliste ist allerdings nicht so groß, dass dies über 1000t gefährlichen Abfalls weniger 

bedeuten würde. 
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Verhältnis zu den Rechtsvorschriften der Europäischen Union 

Das Vorhaben dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2017/2096 der Kommission. Der Entwurf sieht 

ausschließlich Maßnahmen vor, zu denen der Bund aufgrund zwingender Vorschriften des Unionsrechts 

verpflichtet ist. 
 

Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens 

Keine 
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